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Die Bildung der Gewerbe-Genoſſenſchaften am 
flachen Fande. 


Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Das Gewerbeweſen iſt auf dem flachen Lande ſeit Decennien in 
einem fortdauernden beträchtlichen Rückgange begriffen und iſt auf die⸗ 
ſem Gebiete der Unterſchied zwiſchen Stadt und Land heute ein viel 
größerer, als er es ſeinerzeit war. Alle jene Gefahren, welche das Ge⸗ 
werbe überhaupt bedrohen, machen ſich am flachen Lande um ſo mehr 
geltend, als die Widerſtandsfähigkeit daſelbſt aus mehrfachen Gründen 
eine geringere iſt. Die Großinduſtrie dehnt heute ihren Abſatz ſchon in 
die kleinſten Orte aus, und während die verſchiedenen Handels- und 
Confectionsgeſchäfte emporkommen, vermindert ſich neben ihnen die Zahl 
der ſogenannten Productionsgewerbe. Dieſer volkswirthſchaftliche Proceß 
wird dem Beobachter am deutlichſten dadurch klar, daß er am Lande 

das Verſchwinden einer Reihe von Gewerben, die früher mit Gewinn 
betrieben wurden, leicht verſolgen kann. Dieſe Thatſachen, ihre Urſachen 


und Folgen ſind bekannt und können hier nicht näher erörtert werden. 


Für uns genügt es, darauf hinzuweiſen, daß die Gewerbeverhältniſſe 
am flachen Lande in der Regel ungünſtiger geſtaltet ſind, als in größe⸗ 
ren Städten, weil daſelbſt die nothwendigen Bedingungen für eine ge⸗ 
deihliche Entwicklung und Fortbildung des Gewerbeweſens ſchwieriger 
zuſammentreffen. Durch die Genoſſenſchaften ſoll für das Gewerbe jener 
Zuſammenhang geſchaffen werden, deſſen es zur Erreichung höherer 
Ziele, gleichzeitig aber auch zur Sicherung ſeiner Exiftenz ſo nothwen⸗ 
dig bedarf. 

Fragen wir uns nun: wie wird ſich die Bildung der Genoſſen⸗ 
ſchaften am flachen Lande — kleinere Städte eingeſchloſſen — mit Rück⸗ 
ſicht auf die vielfach geringe Entwicklung des Gewerbeweſens ſtellen? 
Es iſt unmöglich, jene Erfolge, die das Genoſſenſchaftsweſen ohne Zwei⸗ 


fel in den Städten haben wird, auch am flachen Lande zu erreichen, 


ja man wird von vorneherein die Aufgaben der Genoſſenſchaften in dem 
einen und anderen Falle verſchieden ſtellen müſſen. 

Das Geſetz vom Jahre 1883 nimmt zwar auf dieſe Verſchieden⸗ 
heit Rückſicht, aber nicht eingehend, da es naturgemäß für die Genoſſen⸗ 
ſchaften im Allgemeinen nicht ſtricte Vorſchriſten, ſondern nur allgemeine 
Principien aufſtellt, innerhalb welcher die einzelnen Corporationen, ihren 
eigenthümlichen Verhältniſſen entſprechend, ſich entwickeln können. Die 
Bedingungen für die Bildung der Genoſſenſchaften find: der Betrieb 
gleichartiger oder wenigſtens verwandter Gewerbe, als Vorausſetzung 
für den Beſtand gemeinſamer Intereſſen, eine benachbarte Lage der 
Gewerbe — räumliche Geſchloſſenheit — entſprechend der hiſtoriſchen 
Entwicklung, endlich eine genügend große Zahl von Genoſſen zur Siche⸗ 
rung einer lebenskräftigen Vereinigung. Eine Reihe gegebener Beſtim⸗ 
mungen über den Zweck der Genoſſenſchaft, aber auch über ihre Ver⸗ 
waltung und Organiſation hat naturgemäß eine räumliche Geſchloſſen⸗ 
heit der Genoſſenſchaft, ein Nebeneinanderwohnen der Genoſſen zur 
Vorausſetzung. Jene Verbände, welche ſich ſeinerzeit auf größere Gebiete 
erſtreckten, waren Organismen höherer Ordnung, gebildet aus der Ver⸗ 
einigung localer Gebilde. Die Gleichartigkeit des Berufes iſt nothwendig 
da, wo es ſich um die Förderung ſpecieller Fachintereſſen handelt. 

Der Begriff der Aſſociation bedingt ſchon eine Mehrheit von 

Genoſſen; je umſangreicher die Aufgabe, deſto nothwendiger iſt ein 
größerer Kreis von Intereſſenten. Daß alle dieſe Bedingungen am 
flachen Lande ſchwer zu vereinigen ſind, iſt natürlich, und die Bildung 
von Genoſſenſchaſten kaun unter dieſen ungünſtigeren Verhältniſſen nur 
dadurch ermöglicht werden, daß man auf die eine oder andere der Be⸗ 
e verzichtet. Es haben ſich allerdings an vielen Orten Ueber⸗ 
reſte der alten Innungen erhalten, theilweiſe auch mit einigem Ver⸗ 
mögen, das wohl die einzige Veranlaſſung des Fortbeſtandes war, aber 
dieſe Corporationen ſind gerade durch den Mangel irgend einer der 
genannten Bedingungen lebensunfähig geworden und haben in der Regel 
nur die Form ohne inneres Weſen in die neuere Zeit herübergebracht. 
Unterſuchen wir nun zunächſt, welche Conceſſionen das Geſetz den Ver⸗ 
hältniſſen des flachen Landes einräumt. 

Der $ 106, welcher die Begriffsbeſtimmung der Geuoſſenſchaften 
enthält, ſagt: „Unter Denjenigen, welche gleiche oder verwandte 
Gewerbe in einer oder in nachbarlichen Gemeinden betreiben . .“ Es wird 
| alfo bereits hier das Zugeſtändniß gemacht, daß auch verwandte 
Gewerbe und in mehreren benachbarten Gemeinden zu einer Genoſſen⸗ 


chat vereinigt werden können. Am Schluſſe desſelben Paragraphes 


wird dies Zugeſtändniß bedeutend erweitert durch die Beſtimmung Al. 3: 
„Eine Genoſſenſchaft kann nach Umſtänden auch die Gewerbetreibenden 
und Hilfsarbeiter mehrerer Gemeinden und verſchiedenartiger 
Gewerbe umfaſſen.“ Damit wird die locale Ausdehnung einer Genoſſen⸗ 
ſchaft über die Nachbarſchaft erweitert, aber auch die Bedingung gleicher 
oder doch verwandter Gewerbe fallen gelaſſen. Dieſe Erweiterung wird 
aber nothwendig, will man eine zweckmäßige Vereinigung des Gewerbes 
am flachen Lande ermöglichen. Durch dieſe Beſtimmungen wird die 


ſogenannte Collectivgenoſſenſchaft als zuläſſig erklärt, und damit gleich⸗ 
zeitig eine breitere Grundlage für die gewerblichen Corporationen 
geſchaffen; da jedoch diesbezüglich bindende Vorſchriften nicht erlaſſen 
werden, vielmehr ihr Zuſtandekommen lediglich vom Gutdünken der 
Betheiligten und der Anſchauung der Handelskammern und Gewerbe⸗ 
behörde abhängt, ſo wird damit die Bildung von Genoſſenſchaften am 
flachen Lande vielen Zufälligkeiten unterworfen, und es fehlt zum Nach⸗ 
theile der Sache an leitenden Grundſätzen. 

Es iſt unzweifelhaft, daß die Aufgaben einer Genoſſenſchaft in 
ihrem ganzen Umfange am beſten durch eine Vereinigung gleicher Ge⸗ 
werbe erreicht werden. Die Vereinigung verwandter Gewerbe ſetzt ſchon 
eine Ausdehnung des Begriffes der Genoſſenſchaft und eine Reihe von 
gegenſeitigen Zugeſtändniſſen voraus, und doch wird man mit dem 
Verwandtſchaftsbegriffe nicht zu weit gehen dürfen, um nicht der Gleich⸗ 
artigkeit der Intereſſen nahe zu treten. Will man aber am flachen 
Lande Genoſſenſchaften bilden, ohne von den Collectivgenoſſenſchaften 
Gebrauch zu machen, ſo kann man ſich meiſt nur dadurch helfen, daß 
man den Begriff der verwandten Gewerbe ſehr weit ausdehnt, und ſo 
eine engere Gemeinſamkeit der Intereſſen annimmt, wo fie in Wirklich— 
keit nicht vorhauden iſt. Es wäre ein Irrthum, zu glauben, daß jene 
ſonderbaren Streitigkeiten, welche in großen Städten über die Berech- 
tigungen einzelner Gewerbe entbrannten und die in ihrer Kleinlichkeit 
ſehr an die „gute alte Zeit“ erinnerten, nicht auch am flachen Lande ein 
Spiegelbild fänden. Auch hier lebt noch vielfach die Erinnerung an 
die Innungen und ihre Berechtigungen, beſonders aber an ihre Exclu— 
ſivität. 

Die Gruppirung verwandter Gewerbe ſtößt daher nicht ſelten 
auf Widerſtände, die zum Theile nur in ſolchen überkommenen An⸗ 
ſchauungen ihre Urſache haben. Wenn ſich z. B. der Schmied ſträubt, 
daß der Spängler der gleichen Genoſſenſchaft eingereiht werde, dieſer 
wieder der Einreihung unter die Baugewerbe widerſpricht, wenn der 
Fleiſchhauer ſich dagegen verwahrt, daß auch der Pferdefleiſchhauer der 
gleichen Genoſſenſchaft angehöre, der Zimmermaler gegen den Canal⸗ 
räumer proteſtirt, ſo mag dies auf den erſten Blick lächerlich erſcheinen, 
es liegt dieſer Anſchauung aber gleichwohl eine tiefere Urſache zu 
Grunde. Die Betheiligten halten ihre Intereſſen für bedroht, wenn 
zu viele Gewerbe in dieſelbe Genoſſenſchaft einbezogen werden, wenn 
dieſe Zuſammenlegung weiter geht, als nach gewöhnlichen Begriffen 
eine Gleichartigkeit der Gewerbe angenommen wird. — Während man 
ſich an dem einen Orte ängſtlich gegen jede weitergehende Zuſammen⸗ 
legung der Gewerbe verwahrt, entſchließt man ſich anderweits wieder 
zur Bildung von Collectivgenoſſenſchaſten, indem man ſich mehr von 
einer kräftigen Wahrung der Geſammtintereſſen des Gewerbeſtandes, 
als von einer Vertretung der Specialintereſſen der einzelnen Gewerbe 
erwartet. 

Als ein Ausweg aus der Schwierigkeit, Genoſſenſchaften gleicher 
Gewerbe am flachen Lande zu Stande zu bringen, wird endlich nicht 
ſelten die Bildung von Landes- oder Handelskammerbezirks⸗Genoſſen⸗ 
ſchaſten angeſtrebt. Damit verzichtet man natürlich auf die Bedingung 
der Nachbarſchaft der Genoſſen. Ob dieſe Abhilfe nach dem Wortlaute 
des Geſetzes zuläſſig iſt, erſcheint zweifelhaft, es widerſpricht dies ja 
theilweiſe dem Principe der Genoſſenſchaft und bedingt einen com— 
plicirten Verwaltungsapparat. Man mag allerdings für einzelne Auf⸗ 
gaben wie die Unfalls- oder die Alters- und Witwenverſorgung große 
Berufsgenoſſenſchaften conſtruiren; für andere Zwecke als die Kranken⸗ 
verſicherung, die Wahrung ſpecieller gewerblicher Localintereſſen, iſt eine 
ſolche weitverbreitete Genoſſenſchaft unzweckmäßig. Die Gruppirung nach ver⸗ 
wandten Gewerben bietet die Schwierigkeit, daß man in Bezirken, in 
denen einzelne Gewerbe ſchwach ve treten find, Gewerbe zufammen- 
-faffen muß, die nur äußerlich zuſammenhängen, für die ſich aber ſehr 
wenige Geſammtintereſſen conſtatiren laſſen. In ſolchen Genoſſenſchaften 
werden Differenzen zwiſchen einzeluen Gewerben unvermeidlich ſein, ſo⸗ 
bald überhaupt eine intenſivere Wahrung einzelner Specialintereſſen 
ſtattfinden ſoll. Willkürlichkeiten in der Gruppirung ſind nicht zu ver⸗ 
meiden, ſobald man, was andererſeits nothwendig iſt, z. B. eine Minimal⸗ 
zahl von Gewerbetreibenden für eine Genoſſenſchaft vorſchreibt, wie dies 
einzelne Handelskammern thun. Bedingt dieſe Minimalzahl mit Rück⸗ 
ſicht auf die örtlichen Verhältniſſe, daß man mit der Zuſammenlegung 
weiter geht, als es aus anderen Urſachen zweckmäßig erſcheint, ſo wird 
ſich ſofort die Frage aufdrängen, iſt eine ſolche Genoſſenſchaft über⸗ 
haupt noch in der Lage, den Zweck der Genoſſenſchaften nach $ 114 vollinhalt⸗ 
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lich zu erfüllen, oder ſchließt nicht ihre Zuſammenſetzung dies ſchon von 
vorneherein aus? Man darf ſich jedenfalls diesbezüglich keinen Illu⸗ 
ſionen hingeben und man muß, ſobald man von einem gemeinſamen 
Vorgehen Erſprießliches erwartet, auch mit den Gegenſätzen rechnen, 
die ſich innerhalb eines Organismus entwickeln, der aus verſchiedenen Ele⸗ 
menten zuſammengeſetzt iſt. Gerade hier werden jene uns veraltet 
erſcheinenden Anſchauungen, auſ die wir oben hingewieſen, nicht ohne 
Bedeutung ſein. Es ſtehen daher der Bildung der Genoſſenſchaften, 
welche gleiche, aber auch denen, welche verwandte Gewerbe vereinigen, 
am flachen Lande nicht unbedeutende Schwierigkeiten entgegen. 

Erſtere ſcheitern in localer Anordnung an der geringen Zahl der 
Gewerbetreibenden gleichen Berufes, als Landesgenoſſenſchaften au der 
Verſchiedenheit der Intereſſen der einzelnen Landestheile und admini⸗ 
ſtrativen Schwierigkeiten; letztere daran, daß der Begriff Verwandtſchaft 
nicht ſelten mehr als nützlich erweitert werden muß, daß daher eine 
weſentliche Eigenſchaft der Genoſſenſchaften wegſällt und dieſe mit 
| einer Reihe überkommener Meinungen und Vorurtheile zu kämpfen Haben. 
Von der Genoſſenſchaft verwandter Gewerbe zur Collectivgenoſſenſchaft 
iſt häufig nur ein Schritt; daß man ſich zu dieſem ſo ſchwer entſchließt, 
dürfte wohl zumeiſt darin begründet ſein, daß man ſich über die Erfolge, 
welche eine Fachgenoſſenſchaft am flachen Lande erreichen kann, zu großen 
Erwartungen hingibt. 

Wir haben ſchon Eingangs erwähnt, daß wir einen weſentlichen 
Unterſchied zwiſchen den Gewerben in größeren Städten und am flachen 
Lande conſtatiren müſſen. Es wird keine Geſetzgebung es unternehmen, 
dieſe Unterſchiede ausgleichen zu wollen, und man wird mit dieſem 
Factor unbedingt rechneu müſſen. Man wird daher auch darüber nicht 
in Zweifel fein können, daß Genoſſenſchaften am flachen Lande für die 
Ausbildung der Gewerbe, des Schul- und Bildungsweſens, nie das 
leiſten können, wie die Genoſſenſchaften großer Städte, und man wird 
vielleicht beſſer daran thun, erſtere von vorneherein auf einen kleineren 
Kreis von Aufgaben zu beſchränken. Thut man dies und concentrirt 
man die Thätigkeit dieſer Genoſſenſchaften auf ein erreichbares Gebiet, 
ſtellt man die Aufgabe auf die Hebung des Kleingewerbes überhaupt, 
auf die Gründung von Vorſchußcaſſen, die Vorſorge für das Caſſen⸗ 

weſen, dann wird auch jene Schwierigkeit wegfallen, die heute, vielfach 
ſcheinbar, der Bildung von Collectivgenoſſenſchaften im Wege ſteht. 
Die Specialiſirung der Genoſſenſchaften nach den einzelnen Gewerben 
hat gewiß viel für ſich, da wo der angeſtrebte Zweck, die Förderung 
des Gewerbes durch das gewerbliche Bildungsweſen, die Errichtung von 
Rohſtofflagern, Verkaufshallen, Einſührung des gemeinſchaftlichen Maſchi⸗ 
nenbetriebes und anderer Erzeugungsmethoden erreicht werden kann; 
wo dies aber von vorneherein ausſichtslos iſt und die Wahrung der 
ſpeciellen Standesintereſſen zur leeren Form wird, weil die Bedingungen 
für eine Verwirklichung ſehlen, da möchten wir gerade im Intereſſe des 
Gewerbeſtandes für die Bildung von Collectivgenoſſenſchaften eintreten. 


(Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Rabbiner ſind als Matrikenführer beſonders zu beeiden. 


An Stelle des nach Cincinnati beruſenen Rabbiners, Religions- 
lehrers und Matrikenführers der iſraelitiſchen Cultusgemeinde H., wurde 
der rabbiniſche Functionär und Religionslehrer X. mittelſt Beſchluſſes 
der Cultusgemeindevertretung zu H. gewählt. 

Aus dieſem Anlaſſe wurde vom Bezirkshauptmanne die Frage 
aufgeworfen, ob X. in ſeiner Eigenſchaft als Matrikenführer beſonders 
zu beeiden ſei. 

Die Landesſtelle hat dieſe Anfrage den berufenen Centralſtellen 
zur Entſcheidung vorgelegt und Folgendes bemerkt: 

„Der Umſtand, daß die Matrikenführung, wie aus der nach 
Galizien hinausgegebenen Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1876, 
betreffend die Führung der Matriken der Iſraeliten, hervorgeht, keinen 
eſſentiellen Beſtandtheil der Seelſorge in iſraelitiſchen Cultusgemeinden 
bildet, da ja auch Andere als Rabbiner mit derſelben betraut werden 
können, und daß überdies im § 4 dieſer Verordnung ausdrücklich be⸗ 
merkt iſt, daß bei Beſtellung der nach den SS 1 und 5 beſonders zu 
beeidenden Matrikenſührer den im Orte, wo die Matriken ſich befinden, 
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geſetzlich beſtellten Rabbinern der Vorzug zu geben ift, dürfte für die | Sammlungen und Compilationen der einſchlägigen Normen Anlaß gegeben, und 
beſondere Beeidigung ſprechen.“ zwar in raſcher Aufeinanderfolge gleich nach dem Erſcheinen, als die Gewerbe⸗ 
Das Miniſterium des Innern hat hierüber mit Erlaß vom novelle. Es erklärt ſich dies gar leicht durch die hiezu förmlich einladende Factur 
29. Jänner 1884, Z. 356, im Einvernehmen mit dem Miniſterium derſelben, wornach die als Grundlage dienende Gewerbeordnung ex 1859 nicht 
für Cultus und Unterricht eröffnet, „daß mit Hinblick auf Art. I des ganz abrogirt, ſondern nur in weſentlichen Punkten eben durch dies neue Geſetz 
Geſetzes vom 10. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 12 ex 1869, wonach abgeändert wird, beiläufig geſagt ein bei uns häufig beliebter Vorgang, gegen 
nur die Matrikenbücher, welche von den zur Führung derſelben obrig⸗ den ſich vom Standpunkte einer rationellen Geſetzgebungstechnik aus manches 
keitlich beſtellten und beſonders beeideten Iſraeliten über die Geburten, Grundhältige einwenden ließe. Die Klarheit und Ueberſichtlichkeit des geltenden 
Trauungen und Todesfälle der Glaubensgenoſſen ihres Bezirkes geführt Geſetzesſtoffes innerhalb einer beſtimmten legislativen Materie gewinnt dadurch 
werden, ſowie die von ihnen aus dieſen Büchern ausgeſtellten Auszüge keineswegs, — das praktiſche Bedürfniß muß aber zunächſt nach dem Umfange 
als öffentliche Urkunden volle Beweiskraft haben, die in Frage ſtehende und Inhalte dieſes noch in Geltung verbliebenen Theiles des grundlegenden Nor⸗ 
beſondere Beeidigung allerdings ſtattzufinden hat.“ F. K. mativs fragen, und es iſt ihm eine Zuſammenfaſſung desſelben in möglichſter 
— bb Vollſtändigkeit und Authenticität ſehr willkommen, ſchon weil ſie das zeitraubende 
und immerhin unſichere eigene Herumſuchen in vielen, meiſt weniger zugänglichen 
Quellenwerken erſpart. Obiges im Auftrage des k. k. Handelsminiſteriums publi⸗ 
cirte Compendium genügt dieſem praktiſchen Bedürfniſſe, wie wir uns bei ein⸗ 
gehender Durchſicht überzeugten, vollkommen, zumal ſich der Sammelfleiß des 
Herausgebers mit Recht auch auf jene älteren Geſetze und Verordnungen erſtreckt 
hat, welche ſelbſt der Gewerbeordnung chronologiſch vorangehend, dennoch für das 
‚Gewerbeweſen wichtige Vorſchriften enthalten, die in anderen Sammlungen über⸗ 
gangen erſcheinen, allein noch dermalen Geltung befitzen, z. B. die auf Seite 380 
und 474 eingereihten Verordnungen über die Erzeugung, den Verkehr und Beſitz 
von Waffen, über Handlungsreiſende, die auf Seite 550 und 564 eingeſchalteten 
Geſetze über Marken⸗ und Muſterſchutz u. A. In die Reihe der Seite 30 u. fg. 
als Belege über formelle Reciprocität citirten Staatsverträge wären — etwa in 
der verſprochenen Fortſetzung oder Neuauflage — annoch die beiden Freundſchafts⸗, 
Handels⸗ und Schifffahrtsverträge a) mit dem Kaiſerthume China vom 2. Sep⸗ 
tember 1869, R. G. Bl. Nr. 58, und b) mit dem Königreiche Siam vom 8. Mai 
1871, R. G. Bl. Nr. 8, aufzunehmen, — und begrüßen wir die ſchon derzeit im 
Vorworte abgegebene Zuſage des Erſcheinens von Supplementbänden nach Bedarf 
| als eine ſehr opportune Idee, weil nur dadurch der Werth eines ſolchen Com⸗ 
| pendiums zu einem dauernden, über den Moment des Erſcheinens hinausreichen⸗ 

den ſich geſtalten läßt. —1. 


Die Beſtimmung der 3. 2 des Abſ. 2 des Art. I des Geſetzes 

vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, betreffend die Ab⸗ 

änderung der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen des Viehſeuchen⸗ 

geſetzes, gilt nur für den Fall, wo ein Thier von der Seuche in 

Folge des dem Geklagten zur Laſt fallenden Zuwiderhandelns 
gegen eine Anordnung ergriffen wurde. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 4. Juni 
1883, 3 3042, die von der Staatsanwaltſchaft in Stanislau erho⸗ 
bene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des Kreisgerichtes daſelbſt 
vom 22. November 1882, Z. 8325, inſoferne damit Iwan Romanis⸗ 
zyn, auch Litwinka genannt, von der Anklage eines im Art. I des 
Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, vorgeſehenen Ver⸗ 
gehens gegen die Vorſchrift des S 33 des Thierſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, freigeſprochen, dagegen nach 
den bezogenen Geſetzesftellen nur einer Uebertretung ſchuldig erkannt 
wurde, verworfen (§ 28 St. P. O.). — Gründe: 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſtützt fich auf den Nichtigkeitsgrund des 
§ 281, 3. 10 St. P. O., weil die der Entſcheidung zu Grunde ge⸗ 
legte That, nämlich die Zuwiderhandlung gegen die Vorſchrift des § 33 
des Thierſeuchengeſetzes, begaugen dadurch, daß der Angeklagte mit 
ſeinen räudigen Pſerden trotz der Verfügung des Gemeindevorſtandes, 
der die Abfonderung derſelben anordnete, vor erfolgter Heilung in Katechismus des öſterreichiſchen Eherechtes, dann des Fami— 
einen anderen Ort gefahren iſt, wiewohl dieſelbe nach Art I des lien⸗Vormundſchafts- und Curatelsrechts. Wien 1884. Manz. 
> un = Mai 1862, 2 be e e — beziehungsweiſe Beſagtes Büchlein beautwortet in Form von Frage und Antwort in ge⸗ 
nach dem durch dieses Geſeßz deren 8 45 des Thierſeuchengeſetzes drängter Kürze und doch vollkommen erſchöpfend, die allgemeinen Fragen über 
u BERN. begründet ! ig i BB ein een, das Geſetz und ſeine Geltung, dann über die Rechtsfähigkeit des Einzelnen, ſowie 
Dieſe Wee en 1 ſichejeboch 22 unbegründet. n nach dem alle beſonderen Fragen aus dem Ehe⸗, Familien⸗Vormundſchafts⸗ und Curatels⸗ 
erſten Abſatze 5 e ene ſind alle Zuwiderhandlungen rechte bei ſyſtematiſch wohlgeordneter Stoffbehandlung mit den Worten des Ge⸗ 
gegen di Vorſchriften 1 Thierſeuchengeſetzes, außer den u" öite 2 ſetzes und der einſchlägigen Normen, und zwar inbegrifflich ſowohl des materiellen 
Abſaze bees Pakußfaßhes Pan ai Füllen, lediglich Rechtes, als auch des Rechtsverfahrens, und iſt mit einem praktiſchen alphabeti⸗ 
als Ueber un a ee FEIND 3 das Vorhandensein e ſchen Sachregiſter verſehen. Es gehört zu jenen Erſcheinungen populär⸗wiſſenſchaft⸗ 
dieſer Fälle nicht behauptet | und“ au) nicht feſtgeſtellt wurde, ſo läßt licher Art, welche das lobenswerthe und — angeſichts der Thatſache, daß ſich 
fd bie ungefbchtene Entſcheidung . rechtsirrige nicht bezeichnen, auch die neuere, ſortſchrittliche Rechtswiſſenſchaftspflege von dem Standpunkte 
Die Staatsanwaltſchaft vermeint zwar, daß die im zweiten Abſatze, ſtreng doctrinärer Darſtellung nicht oder doch nur ſchwer zu emancipiren ver⸗ 
Punkt 2 des eitirten Paragraphes 8 vorgeſehene Vorausſetzung deshalb mag — nicht hoch genug anzuſchlagende Ziel verfolgen, die für Jedermann fo 
als vorhanden anzunehmen jet, weil die durch den Angeklagten aus wichtige Rechtskenntniß auch den Nichtjuriſten zugänglich zu machen, und ihnen 
feinem Wohnorte ausgeführten erde wur Rürlde behaftet 8 es die hin und wieder ſchwer und mühſam zu verfolgenden Pfade des Rechtes zu 
ſich daher 105 vorliegenden Falle au Thiere „handelte, die von einer ebnen. Aus dem Katechismus fpricht ein tüchtiger praktiſcher Juriſt und find wir 
Seuche ergriffen waren. weshalb die Bun Anklage gebrachte Zumiber- überzeugt, daß das Büchlein auch den Fachmännern ſehr dienlich ſein wird, wenn 
handlung im Sinne des $ 45 des Thierſeuchengeſetzes als Vergehen fie En en Orientirung über eine Frage bedürfen. P. 
zu beſtrafen wäre. Allein die Rechtsanſicht der Staatsanwaltſchaft kann 
als eine berechtigte nicht angeſehen werden, indem ſowohl nach dem 
Wortlaute, wie auch nach dem Geiſte des Geſetzes, wie dies insbeſon⸗ 
dere aus der Vergleichung des Textes des urſprünglichen, gegenwärtig Ge ſetze und Verordnungen. 
aufgehobenen § 45 mit feiner gegenwärtigen Faſſung ſich ergibt, kein 1883. I. Semeſter. 

Zweiſel darüber obwalten kann, daß die im zweiten Abſatze, Punkt 2, Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
dieſes Paragraphes normirte, die Vergehensſtrafe bedingende Voraus⸗ ebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

ſetzung nur jenen Fall betrifft, wenn in Folge einer Zuwiderhandlung 4 8 12. April 

ein Vieh von der Seuche ergriffen, d. i. die Seuche verbreitet wird, a 1 1 15 n 

was jedoch in der vorliegenden Straſſache gar nicht behauptet wurde. N 1 — 5 a a bei Leoben. H. M. 8. 10.440. 


30. März. 
Ti teratur Dampfſchiffverbindung von England nach Neufundland. H. M. Z. 11.763. 
; x 3. April. 0 
Bela Freiherr von Weigelsperg, k. k. Sectionsrath im Handelsmini⸗ Nr. 41. Ausgeg. am 13. April. 5 
ſterium: Compendium der auf das Gewerbeweſen bezugnehmenden Umtauſch der mit Nachnahmeſcheinen vereinigten Poſtbegleitadreſſen. H. M. 


Gefetze, Verordnungen und ſonſtigen Vorſchriften. Wien, k. k. Staats⸗ Z. 12.102. 7. April. 
druckerei, 1884. Verbot der Zeitſchriften: „Poporul roman“ und „Alegato rulu“. H. M. 
Von unſeren neueren Geſetzen hat kaum eines zu ſo viel Commentaren, 3 12.841. 10. April. 


— 
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Ermächtigung des k. k. Poſtamtes: „Kolin Bahnhof“ zur Vermittlung Errichtung eines Poſtamtes in Schönhof bei Poderſam. H. M. Z. 14.867. 
von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 4. Mai. 
500 fl. H. M. Z. 10.044. 30. März. Ecmächtigung des königl. ung. Aerarialpoſtamtes in Belovar zur Ber- 
Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 11.672. 3. April. mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahme⸗ 
Nr. 42. Ausgeg. am 17. April. ſendungen bis 500 fl. 9. M. 3. 16.058. 5. Mai. 2 
Aenderungen im Briefpofttarife. H. M. Z. 11.671. 3. April. a Vorlegung internationaler Telegramme mit ſprachwidrigen Wortzuſammen⸗ 
Einſchärfung der Vorſchriften über die Verpackung der Fahrpoſtſendungen ziehungen. H. M. Z. 10.330. 28. April. . N 
und über deren behutſame Behandlung durch die Poſtbedienſteten. H. M. Z. 3031. Auflaſſung ver Telegraphenſtationen Gersdorf und Prieſen. H. M. 
3. April. Z. 12.349. 30. April. 
Austauſch von Poſtpacketen im Verkehre St. Thomas, St. Jean und 
St. Croix in Weſtindien. H. M. Z. 11.409. 7. April. 
Auflaſſung der Poſtſtation Ullitz in Böhmen. H. M. Z. 11.677. 7. April. 
Nr. 43. Ausgeg. am 19. April. 
Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 12.961. 7. April. 
Aenderungen im Fahrpoſttarife „Portugal“. H. M. Z. 12.962. 7. April. 
Nr. 44. Ausgeg. am 21. April. 
Verbot der Zeitſchrift: „Leco de' Licei“. H. M. Z. 13.555. 16. April. 
Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 10.242. 3. April. 
Errichtung eines k. k. Poſtamtes am Schillerplatze in Wien. H. M. Z. 11.730. 
9. April. 
Vertheilung des Nachtrages Nr. 16 zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphen⸗ 
bureaux und Einſchärfung der Richtigſtellung dieſes Verzeichniſſes. H. M. Z. 10.661. 
6. März. 


Verbot der Zeitſchrift: „Radikal“. H. M. Z. 12.842. 10. April. Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. Z. 13.473. 4. Mai. 


Nr. 53. Ausgeg. am 18. Mai. 

Errichtung der k. k. Bahnpoſten Wien⸗Wr.⸗Neuſtadt und retour Nr. 101 
und Nr. 102. H. M. Z. 16.155. 7. Mai. 

Errichtung der Bahnpoſt Przemysl⸗Zagörz und retour Nr. 56. H. M. 
3. 15.443. 5. Mai. 

Behandlung der an das Reichs⸗Kriegsminiſterium und an die Territorial⸗ 
commanden gerichteten Telegramme über Eiſenbahn⸗Betriebsunterbrechungen. H. M. 
8. 16.399. 8. Mai. 

Nr. 54. Ausgeg. am 22. Mai. 

Abkürzungszeichen für die metriſchen Maß⸗ und Gewichtsgrößen. H. M. 
3. 16.793. 9. Mai. 

Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 16.250. 7. Mai. 

Nr. 55. Ausgeg. am 24. Mai. 

Ermächtigung der königl. ung. Aerarialpoſtämter in Budapeſt⸗Köbänya 
und Alt⸗Gradiska (O⸗Gradiska, Stara⸗Gradiska) zur Vermittlung von Poſt⸗ 
anweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. 
H. M. 3. 17.050. 11. Mai. 

(Fortſetzung folgt.) 


Nr. 45. Ausgeg. am 24. April. 
Portofreiheit der Eentraleommiffion der „Kincsem“-⸗Lotterie. H. M. 
Z. 13.553. 17. April. 

Aenderungen im Stande und in den Dienſtverhältniſſen der öſterreichiſchen 
Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 5343. 31. März. 
Nr. 46. Ausgeg. am 26. April. 

Unterſcheidung der Bezeichnungen „Dienſttelegramm“ und „Dienſtnotiz“. 
H. M. Z. 5950. 14. April. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphentarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. Z. 9098. 4. April. 

Hinausgabe des erſten Nachtrages zum Tarife für die Berechnung des 
öſterreichiſchen Credit und Debet durch die Telegraphen⸗Controlſtationen. H. M. 
3. 4784. 13. April. 


Perſonalieu. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector 
in Sanok Cajtmir Ritter von Skwierczynski anläßlich deſſen Penſionirung die 
Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Viceconſul in Callao Robert Weiß 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpectionsadjuncten Eduard Moſer in 
Kaſtelruth den Titel und Charakter eines Forſtinſpectionscommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stationschef der priv. Südbahngeſellſchaft in 
Baden Joſeph Höffler das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Julius Freiherrn von Baillou und Karl Rotter zu 
Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Eugen Raynoſchek und 
Dr. Joſeph Grafen von Pötting⸗Perſing zu Statthaltereiſeeretären in Mähren 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Status der Wiener Polizeidirection den Polizei⸗Obercommifſär Anton Rohrhan 
zum Polizeirathe, die Polizeicommiſſäre Joſeph Reif und Joſeph Böhm zu 
Polizei⸗Obercommiſſären, dann den Bezirksinſpector der Sicherheitswache Karl Juſt 
und die Polizeiconcipiſten Alois Bydzowsky und Heinrich Wellim zu Polizei⸗ 
commiſſären ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Status der Prager Polizeidirection den Polizeicommiſſär Joſeph Blumer zum 
Polizei⸗Obercommiſſär, dann die Polizeiconcipiſten Eduard Schubert und 
Franz Petraſek zu Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Eugen Wallach zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Dalmatien ernannt. ö 

Der Ackerbauminiſter hat im Allerhöchſt genehmigten neuen Status des 
Sanitätsperſonales der k. k. Bergdirection in Pribram den penſtonirten Bergphyſikus 
Med. et Chir. Dr. Feodor Grimm zum Oberbergarzte ernannt. 


Nr. 47. Ausgeg. am 27. April. 

Portoſreiheit der aus Anlaß der in Budapeſt im Jahre 1885 ſtatt⸗ 
findenden allgemeinen Landesausſtellung errichteten Landescommiſſion und Provinzial⸗ 
commiſſionen. H. M. Z. 13.554. 17. April. 

Anwendbarkeit der deutſchen Bezeichnungen für die mit Telegrammen zu 
pflegenden beſonderen Amtshandlungen im Verkehre mit Bosnien und der 
Herzegowina. H. M. Z. 11.929. 18. April. 

Erläuterung über die Angabe der frankirten Wortzahl in Telegrammen 
mit bezahlter Antwort. H. M. Z. 12.574. 18. April. 


Nr. 48. Ausgeg. am 30. April. 

Verrechnung der Nachnahmen aus Ungarn. H. M. Z. 14.417. 24. April. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphentarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. Z. 12.573. 20. April. 

Nr. 49. Ausgeg. am 2. Mai. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Aerarialpoſtamtes in Baja zur 
Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahme⸗ 
ſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 14.471. 24. April. 

Zuläſſigkeit der Verwendung einer gemeinſchaftlichen Zolldeclaration für 
die zu derſelben Poſtbegleitadreſſe gehörigen Fahrpoſtſendungen. H. M. Z. 12.729. 
24. April. 

Vervollſtändigung der Nachweiſungen über die zwiſchen öfterr. und ung. 
Stationen gewechſelten Terminaltelegramme. H. M. Z. 7455. 23. April. 


Nr. 50. Ausgeg. am 4. Mai. 


Erledigungen. 


Verwaltungsadjunctenſtelle im Status der drei k. k. Wiener Kranken⸗ 
anſtalten mit der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Officialsſtelle der zehnten 
und eine Kanzliſtenſtelle der eilften Rangsclaſſe, bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 89.) 

Eine, eventuell mehrere Rechnungsaſſiſtentenſtellen bei der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Wien mit der eilften Rangsclaſſe, bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 91.) 


— — — — —-„—-—eb — 
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„ ; ; 3 H. M. Baurathsſtelle im Staatsbaudienſte Niederöſterreichs mit der ſiebenten 
er eh über als weitere Sammelſtellen beſtimmte Poſtämter. H. M Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 93.) 
3. 26. April. Nr. 51. Aus 7. Mai Bezirksthierarztesſtellen in der Markgrafſchaft Mähren in der eilften 
„ ee e ee ee Rangsclaſſe, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 98.) 
Ausdehnung der Amtswirkſamkeit des Poſtamtes Grundlſee auf das ganze Baurathsſtelle beim galiziſchen Staatsbaudienſte mit der ſiebenten Rangs⸗ 
Jahr. H. M. Z. 12.224. 27. April. claſſe, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 93.) 
Nr. 52. Ausgeg. am 16. Mai. F E 
Reactivirung des Poſtamtes Hirnſen. H. M. 8. 13.288. 27. April. Hiezu als Beilage: Bogen 1 und 2 der Er⸗ 
Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. Z. 15. 30. 2. Mai. kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 3 
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